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1 Einleitung

Die freiwirtschaftliche Geld- und Bodenreform1

scheint zunächst ziemlich unverbunden und will-
kürlich nebeneinander zu stehen. Abgesehen da-
von, dass Geld und Boden schon seit alters her
(so z. B. im Alten Testament) für soziale Schief-
lagen verantwortlich gemacht wurden, scheinen
sie nicht viel gemein zu haben. Bei näherem Hin-
sehen ergeben sich jedoch Gemeinsamkeiten –
diese betreffen vor allem die Möglichkeiten der
Blockade anderer Wirtschaftsteilnehmer und der
Begünstigung der Monopolbildung. Sieht man
noch näher hin, erkennt man, dass diese Eigen-
schaften nicht nur Grund und Boden sowie Geld
anhaften, sondern einer ganzen Reihe von Vermö-
gensgegenständen: Rechten am atmosphärischen
Aufnahmespeicher (CO2-Zertifikate), Wasserrech-
ten, Ölförderrechten, etc., also vor allem Rech-
ten an Dingen, die die Natur geschaffen hat. 

Diese Gegenstände umfasste bezeichnender-
weise der amerikanische Bodenreformer Henry
George mit dem Begriff „Land“ – er benutzte die-
sen Begriff also in einem weiten Verständnis.2 Es
gilt jedoch, noch einen weiteren Schritt zu ge-
hen: Auch „virtuelles Land“, also solches, das nur
durch Menschen – aufgrund gesetzten Rechts –
kreiert wurde, ist hier zu subsumieren. Das präg-
nanteste Beispiel ist das Patentrecht. Der vorlie-
gende Aufsatz möchte zeigen, dass sich eine
Reform der Wirtschaftsordnung nicht auf die
Geldordnung und das Bodenrecht beschränken
darf – es handelt sich vielmehr um eine umfas-
sende Aufgabe. 

2 Eine Landkarte: Eigentumsrechte 
und Marktversagen

Die Ökonomie kümmert sich herkömmlicher-
weise vor allem um die allokative Effizienz. Be-

sonders im Blick ist hierbei das „Marktversagen“,
das zu einem Abweichen vom allokativen Opti-
mum führt. Unter „Marktversagen“ wird, kurz ge-
sagt, verstanden, dass von schädlichen Gütern „zu
viel“ und/oder von nützlichen Gütern „zu wenig“
angeboten wird. „Zu viel“ bedeutet: Eine wirt-
schaftliche Aktivität findet in einem Maße statt,
dass die sozialen Grenzkosten die sozialen Grenz-
nutzen übersteigen. Der Grund hierfür sind sog.
„externe Kosten“, also Kosten, die nicht die Aus-
löser der schädigenden wirtschaftlichen Aktivität
tragen, sondern Dritte. Dabei werden die Dritten
von den Verursachern in keiner Weise kompen-
siert. „Zu wenig“ heißt, dass die wirtschaftliche
Aktivität bereits eingestellt wird, obwohl die so-
zialen Grenznutzen wesentlich höher als die sozia-
len Grenzkosten sind. Die Ursachen hierfür sind
externe Nutzen, also Nutzen, die fremden Drit-
ten, aber nicht den Verursachern der betreffen-
den wirtschaftlichen Aktivitäten zugute kommen.

Nach neoinstitutionalistischer Auffassung be-
steht zwischen „Marktversagen“ und der Art und
Weise der Zuweisung von Eigentumsrechten ein
enger Zusammenhang. „Privatisierung“ ist dem-
nach die Antwort auf Marktversagensphänomene
bei sog. „reinen öffentlichen Gütern“ (z. B. Sicher-
heit, Wissen) und sog. „Allmendegütern“ (natür-
liche Ressourcen ohne genau zugewiesene Eigen-
tumsrechte wie genetische Ressourcen, Fischbe-
stände etc.).3 Im Unterschied zu privaten Gütern
bestehen an diesen Gütern keine eindeutig zuge-
wiesenen Eigentumsrechte.

Reine „öffentliche Güter“ sind durch „Nicht-Aus-
schließbarkeit“ (Fehlen von Eigentumsrechten) und
„Nicht-Rivalität“ im Konsum (der Konsumnutzen
mindert sich auch bei vermehrter Nutzung oder
durch zusätzliche Nutzer nicht) gekennzeichnet.
Als Beispiel für ein reines öffentliches Gut dient
oftmals die Straßenbeleuchtung: Wenn Passant A
bei seinem Gang durch die Nacht Licht gespen-
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Beispiel Erfindungsleistungen: Gibt es kein
Regime zum Schutz der Erfinderleistung (wie z.
B. geistige Eigentumsrechte), fallen die Kosten
für die Forschung (Zeit, Geld) privat, beim Er-
finder an; die Verwertung wird jedoch u.U. durch

det bekommt, versinkt im Regelfall Passant B
deswegen nicht in Dunkelheit. Reine öffentliche
Güter stellen damit den Gegenpol zu privaten
Gütern dar, bei denen Ausschließbarkeit und
Rivalität besteht. Bei reinen öffentlichen Gütern
taucht das Marktversagensproblem in Gestalt
einer unzureichenden Produktion auf. Der Grund:
der externe, an die Gemeinschaft gespendete Nut-
zen wird dem Verursacher nicht oder nicht ange-
messen honoriert. Private Güter einerseits und
„reine“ öffentliche Güter andererseits sind die
Extremfälle: Bei reinen privaten Gütern ist der
Nutzen aus der Verwertung teilbar und vollkom-
men privat; bei reinen öffentlichen Gütern ist der
Nutzen unteilbar – zum allergrößten Teil handelt
es sich um externen Nutzen (z.B. Landesvertei-
digung, Pockenimpfung).4 Zwischen privaten und
reinen öffentlichen Gütern liegt ein Kontinuum
von positiven externen Effekten unterschiedlicher
Intensität. Dies zeigt sich am besten bei der
Diskussion um die sog. „meritorischen Güter“:
Diese können grundsätzlich vom Markt bereitge-
stellt werden; allerdings wird die Versorgung
(Quantität oder Qualität) einer reinen Marktlö-
sung als unzureichend eingeschätzt (z.B. Bil-
dung, Gesundheit). 

Nutzen

- Privat X

- Extern X

Kosten

- Privat X X

- Extern

Reine
private
Güter

Reine
öffentliche

Güter

Zwischen-
formen

Tabelle 1: Private vs. öffentliche Güter

Positive
externe
Effekte

ganz andere Personen vorgenommen. Diese ver-
halten sich als sog. „Trittbrettfahrer“ – sie nut-
zen die Erfindung, ohne einen Beitrag dazu zu
leisten. Dies ist seitens des Trittbrettfahrers eine
individuell rationale Strategie, zumal sein Bei-
trag ohnehin marginal wäre und die anderen
Nutzer durch sein Vorbild wahrscheinlich (d. h.
bei dem unterstellten „opportunistisch“ handeln-
den Wirtschaftsteilnehmer) nicht dazu gebracht
werden könnten, ebenfalls freiwillig einen Bei-
trag zu leisten. Die unentgeltliche Nutzung durch
andere führt aber unweigerlich zur Demotivie-
rung des Erfinders: Vermutlich wird er sich beim
nächsten Geistesblitz sehr wohl überlegen, ob er
diesen – mit entsprechendem privaten Aufwand –
weiter verfolgen soll oder aber seine Zeit nicht
besser im Biergarten oder mit seiner Familie ver-
bringt, wenn – absehbar – andere am Ende den
monetären Nutzen haben. Es kommt also zu
einem „Nash-Gleichgewicht“, das unterhalb des
sozialen Optimums liegt.5

Das Gegenstück zu den öffentlichen Gütern
sind die „unreinen öffentlichen Güter“, wobei
auch von sog. „Allmendegütern“ gesprochen wird.
Bei sog. „Allmendegütern“ besteht zwar eben-
falls Nicht-Ausschließbarkeit, jedoch – im Gegen-
satz zu öffentlichen Gütern – Rivalität.6 Bezüg-
lich der sog. „Allmendegüter“ ist seit Hardin eine
Begriffsverwirrung in die Ökonomie eingezogen,
indem er die Übernutzung von Ressourcen als
„Allmendetragödie“ („tragedy of the commons“)
bezeichnete.7 Dies, obwohl es nachweislich For-
men gemeinschaftlichen Eigentums gab, mit de-
nen über Jahrhunderte hinweg nachhaltig ge-
wirtschaftet wurde.8 In Wirklichkeit beschrieb
Hardin eine Tragödie des „offenen Zugangs“ („open
access“) an nicht oder nur beschränkt vermehr-
baren oder ersetzbaren Ressourcen.9 Obwohl die
gängige Bezeichnung „Allmendegüter“ irrefüh-
rend ist, hat sie sich eingebürgert, weswegen
wir vorliegend auch von „sogenannten Allmen-
degütern“ sprechen wollen. Problematisch ist
jedoch, dass „open acces“ und Formen des ge-
meinschaftlichen Eigentums (wir wollen diese
als „common property“ bzw. „common pool“
bezeichnen) als Konsequenz der diskutierten
Begriffsvermischung oftmals in „einen Topf
geworfen“ werden. So beklagt Lerch: „In aller
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Nutzen

- Privat X X

- Extern

Kosten

- Privat X

- Extern X

Reine
private
Güter

Sog.
„Allmende

güter“

Zwischen-
formen

Tabelle 2: Private vs. sog. „Allmendegüter“

Negative
externe
Effekte

Regel wird innerhalb der Property-Rights-Theo-
rie – in Anlehnung an die ‚Tragedy of the Com-
mons’ (...) – eine ineffiziente Allokation von im
Gemeinbesitz befindlichen Ressourcen sowie im
Gegenteil effiziente Allokation im Fall des Pri-
vateigentums a priori unterstellt und folglich 
die ‚Privatisierung’ als Lösung der ‚Tragödie des
Gemeineigentums’ präferiert.“10

Diese simplifizierende Sicht der Dinge führt
dann dazu, dass in undifferenzierter Weise Pri-
vateigentum als superiores Regime gesehen und
alles, was von dieser „Idealvorstellung“ abweicht,
mit Argusaugen betrachtet wird. Das klassische
Problem bei sog. „Allmendegütern“ in unserer
Definition sind externe Kosten in Gestalt der
Übernutzung. Dabei besteht schon deshalb Ri-
valität, weil die betreffenden Ressourcen nur be-
grenzt vorhanden bzw. schwer ersetzbar sind
(Fischbestände, reine Luft, freie Autobahnen etc.).
Die Kosten der Nutzung werden auf die Gemein-
schaft abgewälzt (z.B. Beeinträchtigung der
Regenerationsfähigkeit von Fischbeständen), der
Nutzen hingegen privatisiert. Als Konsequenz
ergibt sich eine Übernutzung der Ressource.

nimmt, gibt den Weg frei für eine Regeneration
der Weide – die sich aber nur einstellt, wenn sein
Kollege der Versuchung widersteht, angesichts der
nun wieder frisch sprießenden Halme umso mehr
von seinen Rindern auf die Weide zu schicken.
Der Verzicht des „vorsorglichen Bauern“ wird also
vergebens sein, weswegen er genauso wenig wie
sein Kollege sein Verhalten nicht in Richtung von
„mehr Nachhaltigkeit“ ändern wird, ungeachtet
seiner besseren Einsicht. Es handelt sich also um
ein klassisches Gefangenen-Dilemma. Auch hier
erhält man ein Nash-Gleichgewicht, das vom so-
zialen Optimum abweicht: Zwischen sog. „All-
mendegütern“ und privaten Gütern existiert eben-
falls ein Kontinuum, das durch die unterschied-
liche Ausprägung externer Kosten gekennzeich-
net ist. 

Die sog. „Allmendegüter“ und die reinen öffent-
lichen Güter unterscheiden sich vor allem durch
eine unterschiedliche Ausprägung des Merkmals
der Rivalität. Beispielsweise ist eine Autobahn
eigentlich als öffentliches Gut gedacht. Was je-
doch passiert, wenn zu viele Leute auf derselben
Autobahn unterwegs sind, hat fast jeder schon
einmal leidvoll erfahren: Stau. Dann stellt sich
zeitweise wieder Rivalität ein, die Autobahn
wird übernutzt mit der Folge eines Funktions-
verlusts.

Das Marktversagen ist also letztlich den exter-
nen Effekten geschuldet, die sich durch abwei-
chende Zuordnung von Nutzen und Kosten wirt-
schaftlicher Aktivitäten ergeben. Derartiges Markt-
versagen kann nach Auffassung der neoinstitu-
tionalistischen Ökonomie durch eine eindeutige
Zuweisung und Spezifizierung von Eigentums-
rechten vermieden werden, soweit die Kosten des
Ausschlusses bzw. die Transaktionskosten nicht
prohibitiv hoch sind.11 So formulierte Posner im
Jahre 1972 hinsichtlich der Gestaltung von Ver-
fügungsrechten folgende Kriterien für eine effi-
ziente Wirtschaftsordnung12:
- Universalität, wonach (unter idealen Bedin-

gungen) alle Mittel in irgendjemandes Eigen-
tum stehen sollten;

- Ausschließbarkeit, also Exklusivität, und
- Übertragbarkeit (Handelbarkeit) der Verfü-

gungsrechte.

Selbst dann, wenn sich ein Wirtschaftsteil-
nehmer vorsorglich verhält und dazu übergeht,
die Ressourcen zu schonen, muss er davon aus-
gehen, dass die potenziellen Konkurrenten sei-
nem Vorbild nicht folgen werden. Ein Bauer, der
die Übernutzung einer allgemein zugänglichen
Weide sieht und seine Kühe deswegen herunter
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und ihrem Universalitätsanspruch wird die Auf-
fassung eines „one size suits all“ vertreten, was
dogmatische, ideologische Züge annehmen kann.

Wir wollen das bisher Gesagte vor dem Hinter-
grund des nachfolgend dargestellten analytischen
Rahmens skizzieren, der (in den Zeilen) im Sinne
von Idealtypen Privateigentum, Gemeineigentum
und solche Güter betrachtet, die dem „open
access“ unterliegen. Auf die vielfältigen Zwischen-
formen (so auch auf staatliches Eigentum) wird
nicht eingegangen.14 Gleichzeitig wird Keynes´
Differenzierung zwischen Gegenständen aufge-
griffen, die bei entsprechender Änderung der Nach-
frage leichter oder schwerer reproduziert oder re-
generiert (Kriterium der Produktionselastizität)
bzw. ersetzt (Kriterium der Substitutionselastizi-
tät) werden können.15 Der skizzierte Analyserah-
men deckt sich nicht vollkommen mit der Be-

Mit diesem Katalog gehen noch korrespondie-
rende Forderungen einher, die sich vor allem auf
den politischen Raum beziehen und u.a. stark
von Friedman-Schülern betont wurden: Deregu-
lierung und Liberalisierung. Hiermit ist nicht nur
die Forderung nach einem Rückzug des Staates
aus wirtschaftlicher Betätigung (i.S.d. Subsidia-
ritätsprinzips) und der Maßnahmenpolitik (z.B.
Konjunkturpolitik) verbunden. Vielmehr geht es
auch um eine Rücknahme des Staates als ord-
nende Potenz – weswegen an dieser Stelle auch
die Grenze zwischen Ordo- und Neoliberalen zu
ziehen ist. So erschallt von neoliberaler Seite in
ziemlich undifferenzierter Weise der Ruf nach
„möglichst viel Markt und Privateigentum“.13 Die-
ser Politikansatz durchzieht nahezu alle Bereiche
der Wirtschaftspolitik. Mit der Behauptung der
Superiorität der genannten Eigentumsordnung

Vermögens-
gegenstände

Exklusivität: 
Privateigentum

(1) „Gegenständliche Privile-
gien“: Z.B. Grund und Boden,
Patente, Geld, CO2-Zertifikate,
Wasserrechte und Förderrechte
etc.

Auch: Natürliche Monopole /
Energie- und
Wasserversorgungsnetz etc.

(2) „Normale Investitions-
güter“: Z.B. Maschinen

Gemeineigentum:
Keine Ausschließbar-
keit, aber Nutzungs-
regeln und Zugangs-
beschränkungen

(5) sog. „Allmendegüter“: z.b.
Fischbestände, Genetischer 
Pool (?), Wasser etc.

Problem: Übernutzung (sog.
„Allmendetragödie“)

Keine Ausschließbar-
keit, keine Zugangs-
regeln: Open access
(res nullius)

Tabelle 3: Analyserahmen und Beispiele18

(6) „Öffentliche Güter“:
Wissen, Sicherheit

Problem: Unzureichende
Produktion

(3) Common property (4) Common pool

Begrenzt / schwer ersetz-
bar – Verbrauch

Vermehrbar / leicht er-
setzbar – kein Verbrauch
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schreibung von Rivalität bzw. Nicht-Rivalität,
skizziert aber wichtige angebotsseitige Elemente
dieses Kriteriums. Vandana Shiva hat für die
Gegenstände in der linken Spalte den Begriff des
„Schöpfungsrahmens“, für solche in der rechten
Spalte denjenigen des „Produktionsrahmens“ ge-
prägt.16 Tabelle 3 stellt noch einmal den analy-
tischen Rahmen dar.17

Die Politikempfehlung der Property-Rights-
Theoretiker läuft darauf hinaus, die Gegenstände
aus Feld (5) und (6) – ohne weiter zu differen-
zieren – mit Eigentumsrechten zu belegen und
in Feld (1) zu transferieren. Über die Zuweisung
von Eigentumsrechten werden die ehemaligen
sog. „Allmendegüter“ bzw. öffentlichen Güter zu
privaten Gütern gemacht. Dies gilt u.a. auch für
geistige Eigentumsrechte. 

3    Legitimation und Zielfindung

Das stärkste geistige Eigentumsrecht ist das
Patent. Die aktuell gängigen Rechtfertigungen
für das Eigentum an Gegenständen in Feld (1) –
darunter auch „Intellectual Property Rights“
(IPR) - liefert die Property-Rights-Theorie. Die
Spezifikation von Eigentumsrechten ist hiernach
die Voraussetzung für eine effiziente Wirtschaft
(s. oben). Das Effizienzargument wurde von den
Property-Rights-Theoretikern ursprünglich am
Beispiel der Zuweisung von Eigentumsrechten an
Grund und Boden illustriert. Demsetz, einer der
Exponenten der Property-Rights-Theorie, zog
zum Beleg die Montagnais-Indianer in Labrador
und Quebec heran.19 Bei diesen traten Übernut-
zungsprobleme an den Biberbeständen als Folge
fehlender Jagdbeschränkungen auf. „Gelöst“
wurde das Problem über die Schaffung von
Eigentumsrechten, wodurch individuelle Anreize
geschaffen wurden, um durch Rücksichtnahme
den Tierbestand langfristig zu planen. Private
und soziale Kosten und Nutzen wurden so in
Übereinstimmung gebracht und so ein höheres
Maß an Effizienz erzielt. So gut sich diese Er-
klärung zunächst anhört: Abgesehen davon, dass
Demsetz eigentlich Jagdrechte und nicht Eigen-
tumsrechte an Land thematisierte, erzählte er
bezüglich der Nutzen und Kosten nur die halbe
Wahrheit (s. nachstehend mehr). 

Beim Patentrecht ergibt sich ein ähnliches
Bild wie beim Land. Auch beim Wissen handelt es
sich um ein ehemals freies Gut, welches schließ-
lich durch das gesetzte Recht „eingefriedet“ wur-
de.20 Die Rechtfertigung dieser „Einfriedungen“
durch „Anreizkompatibilität“ wurde nicht erst
durch die Neoinstitutionalisten, sondern bereits
durch die „Anspornungstheorie“ vertreten. Aller-
dings gingen diese Einfriedungen historisch mit
der Vergabe von Privilegien einher.21 Außerdem
ist gegen die Anspornungstheorie einzuwenden,
dass die Forschung in der Mehrzahl der Fälle von
ganz anderen Motiven getrieben sein dürfte, als
dies die Befürworter der „Einfriedung“ unterstel-
len. Die Incentives für das gewerbliche Unter-
nehmertum sind nicht dieselben, die auch im
Bereich von Kultur und Wissenschaft wirken. Der
dominierende Anreizmechanismus in der Wissen-
schaft ist die Reputation.22 Ansonsten könnten
die Erfolge öffentlich geförderter Forschung bil-
dungsökonomisch kaum erklärt werden. Unge-
achtet anderer Incentives arbeiten übrigens die
öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen
durchaus effizient; deswegen bemühen sich ja
auch Privatunternehmen, an diese „anzudocken“
und auf deren Erkenntnisse besseren Zugriff zu
bekommen.23 Zu den Voraussetzungen des reputa-
tionsgesteuerten Regimes gehört allerdings auch
der offene Zugang zu Informationen.24

Trotz der genannten Legitimationsdefizite sind
die Argumente der Neoinstitutionalisten die ein-
zigen aus dem Reigen der Rechtfertigungsver-
suche, die halbwegs zu überzeugen vermögen.
Als starkes Argument steht nämlich immer noch
das in Kapitel 1 diskutierte Auseinanderfallen
von Kosten und Nutzen aufgrund unspezifizierter
Eigentumsrechte im Raum. Hiermit gilt es sich
nun auseinanderzusetzen:

4    Effizienz als die „moderne“ 
Rechtfertigung für Privatisierung

Nachfolgend wollen wir darstellen, warum die
Strategie der Neoinstitutionalisten nicht aufge-
hen kann. Wir wollen zeigen, dass durch die Zu-
weisung eindeutiger Eigentumsrechte an den
Gegenständen in Feld (5) und (6) der Tabelle 3
das Marktversagen nicht ausgeschaltet wird,
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sondern lediglich andere Erscheinungsformen er-
hält. 

4.1 Fehlende Differenzierungen

Der Schlüssel für unsere Argumentation ist die
von Keynes stammende Unterscheidung von Wirt-
schaftsgütern hinsichtlich des Grades der Repro-
duzierbarkeit der Ressourcen bei einer Änderung
der Nachfrage (Produktionselastizität) bzw. hin-
sichtlich des Grades ihrer Ersetzbarkeit (Substi-
tutionselastizität).25 Hieraus ergibt sich unsere
erste These: Das neoinstitutionalistische Effizienz-
argument beruht auf einer fehlenden Differenzie-
rung zwischen Gütern in Feld (1) + (2) in Tab. 3.

Bei öffentlichen Gütern bzw. sog. „Allmende-
gütern“ nahm der Mainstream mit der Differen-
zierung nach dem Grad der Rivalität – implizit –
durchaus eine Unterscheidung nach der Intensi-
tät der Produktions- und Substitutionselastizität
vor. Allerdings verlor er diesen Aspekt bezüglich
der privaten Güter offensichtlich aus den Augen.
Hier wurde z.B. das potentiell schwer vermehr-
bare und (wegen der Einzigartigkeit der jeweili-
gen Lagen) im Allgemeinen schwer ersetzbare
Gut „Grund und Boden“ mit dem grundsätzlich
vermehrbaren und ersetzbaren Kapital in eine
Kategorie („Kapital“) analytisch vermengt. 

Die viel beschworenen „segensreichen Wir-
kungsmechanismen des Wettbewerbs“ können
aber nur bei leicht vermehrbaren und ersetzba-
ren Wirtschaftsgütern im Privateigentum (Feld
(2)) wirken. Beispiel: Taucht ein neuer Bedarf auf
und findet sich ein Pionierunternehmer zur Ab-
deckung dieses Bedarfs, wird dieser zunächst Ex-
tragewinne erzielen. Diese Extragewinne ziehen
Imitatoren an, die in den betreffenden Markt ein-
treten. Am Ende ist der neue Bedarf gedeckt und
die Konkurrenz der – solcherhand vermehrten –
Kapitalien hat die Gewinne wieder auf ein üb-
liches Maß reduziert. Die Zuweisung der betref-
fenden Gewinne an den Pionierunternehmer bzw.
an die Imitatoren geschieht über Eigentums-
rechte. Der Wettbewerbsmechanismus hat dies-
bezüglich auch eine machtbegrenzende Funktion.

Die beschriebenen Marktmechanismen können
aber nicht bei schwer reproduzierbaren und/oder
schwer substituierbaren Kapitalien (Feld (1))

funktionieren. Steigt bei solchen (gekennzeich-
net durch eine steile Angebotskurve!) die Nach-
frage, kommt es lediglich zu einer Erhöhung der
Renten und Preise. Diese kommen den (privaten)
Eigentümern zugute mit der Folge einer Ein-
kommens- und Vermögensumverteilung. Im Übri-
gen ändert sich an der Versorgungssituation ohne
Weiteres gar nichts. Würfelt man leicht und
schwer vermehrbare wie substituierbare Kapita-
lien in eine einzige analytische Kategorie, wird
die Funktionalität des Eigentums vernebelt und
gleichzeitig suggeriert, dass sich die Wirkungen
hinsichtlich vermehrbarer Kapitalien auch bei un-
vermehrbaren Kapitalien einstellen. Marx ging
übrigens – spiegelbildlich – genauso vor, indem
er (verteilungspolitisch, nicht allokativ moti-
viert) die – auf das Feudalsystem gemünzte –
Kritik der Frühsozialisten am Eigentum an Grund
und Boden undifferenziert auf sämtliches Eigen-
tum an Produktionsmitteln erstreckte.26 

Das Patentrecht räumt nun mit den exklusiven
Verwertungsrechten gleichzeitig eine Monopol-
position ein – auch diese durch den Wettbewerb
unangreibare Position ist in Feld (1) zu veror-
ten. Durch die Monopolstellung kann es aber zu
einem Wohlfahrtsverlust (geringere Ausbrin-
gungsmenge bei höherem Preis) im Vergleich zu
vollkomener Konkurrenz kommen. Monopole sind
in der Regel allokativ wie verteilungspolitisch
nicht optimal.

4.2 Gesamtwirtschaftliche Kosten 
der Unsicherheit

Die zweite These lautet, dass durch die Zu-
weisung von exklusiven Eigentumsrechten neuar-
tige externe Kosten erzeugt werden. Mit der „Ver-
schiebung“ von Gegenständen aus den Feldern
(5) und (6) in Feld (1) der Tabelle 3 werden Op-
tionen geschaffen, und zwar exklusive Realop-
tionen. Allgemein versteht man unter Optionen
Kontrakte, die das Recht, aber nicht die Pflicht
beinhalten, Rechte an Vermögensgegenständen
(sog. „Underlyings“, z.B. bestimmte Aktien) inner-
halb eines bestimmten Zeitraumes (amerikanische
Option) oder zu einem bestimmten Zeitpunkt (eu-
ropäische Option) zu einem festgelegten Preis
(Basispreis) zu kaufen (Kaufoption bzw. Call-Op-
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tion) oder zu verkaufen (Verkaufsoption bzw. Put-
Option). Um das betreffende Recht zu erwerben,
muss der Käufer im Allgemeinen einen Options-
preis bezahlen. Optionen zeichnen sich durch
zwei Charakteristika aus: 
- Ein Optionsrecht eröffnet eine sequenzielle
Entscheidungsmöglichkeit. Bei einer Call-Option
ist der Investor nach einer i.d.R. relativ gerin-
gen Initialinvestition in der Lage, die kapitalin-
tensive Folgeinvestition (in das „Underlying“,
also z.B. eine Aktie) nur im Falle einer günsti-
gen Entwicklung der Umstände folgen zu lassen.
So eröffnet z.B. das Eigentum an einem unbe-
bauten Grundstück die Möglichkeit, aber keines-
falls die Pflicht zu einer anschließenden Be-
bauung. Das Eigentum an einem geistigen Eigen-
tumsrecht (als „virtuellem Grundstück“) gibt die
Möglichkeit, verpflichtet aber den Inhaber nicht

zur anschließenden Verwertung. Der Inhaber von
Geld hat die Möglichkeit, aber nicht die Pflicht,
dieses zu investieren etc. etc.
- Dadurch, dass der Käufer der Option (bei gün-
stigem Verlauf) das Recht, bei ungünstigem Ver-
lauf aber nicht die Pflicht zur Folgeinvestition
besitzt, entsteht eine asymmetrische Chance-/
Risikostruktur 27: Das Risiko (bei ungünstigem
Kursverlauf des Underlyings) ist auf den Verlust
der Optionsprämie begrenzt, die Gewinnmög-
lichkeiten im Falle einer günstigen Entwicklung
sind dagegen nach oben hin offen.28

Interessant ist nun, dass die vorliegend pro-
blematisierten, schwer reproduzierbaren und sub-
stituierbaren Vermögensgegenstände aus Feld
(1) allesamt als exklusive Realoptionen betrach-
tet werden können (s. Tabelle 4): 

Eine Option ist also angesichts von Unsicher-
heit wertvoll. Der Inhaber des Optionsrechtes
kann damit bei Unsicherheiten gewinnen – seine
Verlustrisiken sind hingegen beschränkt. Ange-
sichts der eindeutigen Zuweisung von Eigen-
tumsrechten sind die besagten Optionen exklu-
siv. Weil die Rechte nicht vermehrbar und nur
beschränkt substituierbar sind, können sie durch
den Wettbewerb nicht richtig angegriffen wer-

den. Bei Unsicherheit ist der Aufbau von Optio-
nen also eine individuell angemessene Strategie.
Diese einzelwirtschaftlich rationale Strategie lässt
aber das Gesamtsystem der Wirtschaft in eine
Rationalitätenfalle laufen. Anders gesagt: Was für
das einzelne Wirtschaftssubjekt von Vorteil ist,
wird für das System zum Problem. Der Grund:
Unterlässt der Inhaber des Optionsrechts die
Folgeinvestition bzw. übt die Option nicht aus,

Der Erwerb …

eines Vorrats-
grundstücks 

eines Ölförderrechts

eines CO2-Zertifikats

eines Wasserrechts

Etc. etc.

eines Patentrechts

von Geld

gewährt dem Inhaber des Rechts die Möglichkeit, verpflichtet
ihn aber nicht, …

bei guter wirtschaftlicher Entwicklung eine Folgeinvestition
(Bebauung) vorzunehmen

während der Laufzeit des Rechts die Ausbeutung bei entsprechend
hohem Ölpreis vorzunehmen

während der Handelsperiode Grenzvermeidungskosten in potenziell
unbeschränkter Höhe einzusparen

für die Dauer der Gültigkeit des Rechts Wasser exklusiv aus einer
Quelle zu entnehmen

etc. etc.

dieses während der Restlaufzeit des Patents exklusiv zu verwerten

entsprechend günstige Investitionsmöglichkeiten (deren diskontier-
ter Cash Flow den Investitionsbetrag übersteigt) wahrzunehmen

Tabelle 4:  Beispiele für Optionen in Feld (1)
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4.3 Wohlfahrtsverluste durch 
Monopolisierung

Die Bedeutung der strategischen Blockaden
wirft auch ein Licht darauf, wie der Wettbewerb
durch Patente und andere Gegenstände aus Feld
(1) geprägt wird: Es geht nicht mehr primär um
Leistungs-, sondern um Behinderungswettbe-
werb. Um in einer Metapher zu sprechen, richten
die Wettstreiter ihre Energien nicht primär dar-
auf, als Schnellste in das Ziel zu gelangen, son-
dern den Mitbewerbern Knüppel zwischen die
Beine zu werfen. Dieser Behinderungswettbe-
werb begünstigt gleichzeitig eine Tendenz zur
Monopolisierung. 

Im Bereich des Patentrechts sind „offensive“
oder „defensive“ Blockadestrategien zu nennen.
Solche Strategien werden eben gerade mit sol-
chen Patenten durchgeführt, bei denen es von
vornherein nicht um die Verwertung geht. Von
sog. „defensiven Blockaden“ spricht man, wenn
Firmen patentieren, um zu verhindern, dass ihr
eigener technologischer Spielraum durch Patente
anderer verringert wird. Anders bei „offensiven
Blockaden“: Hier patentieren Firmen, um andere
Unternehmen davon abzuhalten, in gleichen oder
angrenzenden Anwendungsfeldern eigene tech-
nische Erfindungen zu nutzen. D.h. es werden Pa-
tentmauern um die eigene Erfindung errichtet.
Es wird umfangreicher patentiert, als es für den
Schutz der technischen Erfindung notwendig wä-
re.31 Zweit- und drittbeste technische Lösungen
werden sowohl von den Inhabern der Patente als
auch von Konkurrenten patentiert – mit dem Ziel,
einen „virtuellen Großgrundbesitz“ zu schaffen,
auf dessen Gebiet die Konkurrenz ausgeschaltet
ist. Solche Patentierungsstrategien schließen
auch das häufig diskutierte Motiv ein, Patent-
rechtsverletzungsklagen durch eigene Patente zu
vermeiden. Möglicherweise kann – bei einem ent-
sprechend ausgestatteten Patentportfolio – bei
einem Angriff (s. oben) sogar sofort mit einer
Gegenklage „gekontert“ und der größte Schaden
durch einen Vergleich abgewendet werden.

Speziell in der patentintensiven Pharma- und
Chemieindustrie spielt der „virtuelle Großgrund-
besitz“ in Gestalt von Patentpools noch unter
einem anderen Aspekt eine große Rolle: So gin-

blockiert er i.d.R. andere Wirtschaftsteilnehmer.
Wird diese Blockade z.B. mit Geld ausgeübt (Hor-
tung i.w.S.), können multiplikative Einkommens-
ausfälle die Folge sein. 

Ein Patentrecht in der Schublade bedeutet die
Blockade des Zugangs der Gesellschaft zum ent-
sprechenden Wissen, was weitere Innovationen
sowie deren Verbreitung verhindert. Den Scha-
den trägt in solchen Fällen die Gesellschaft als
Ganze. Die Risiken, gegen die sich der Einzelne
durch den Aufbau von Optionen „versichert“, wer-
den in gesamtwirtschaftlicher Betrachtung also
keinesfalls beseitigt, sondern lediglich anders al-
loziiert. So wie es bei individuell geschlossenen
Optionskontrakten eines „Stillhalters“ zur Risiko-
übernahme bedarf, ist dies auch in gesamtwirt-
schaftlicher Betrachtung der Fall. Im Gegensatz
zu den Gewinnen (die relativ eindeutig anfallen)
werden allerdings bei den hier diskutierten Op-
tionen die Risiken sehr diffus auf die Gesellschaft
verteilt. Zudem kommt es – anders als bei einem
Optionskontrakt – zu keiner Kompensation der
Übernehmer der betreffenden Risiken. Unkom-
pensierte Kosten der Risikoübernahme sind aber
nichts anderes als externe Kosten! 

Die Blockademöglichkeiten führen teilweise
zu richtigen Auswüchsen. Beispiel Patentrecht:
Mittlerweile existieren z.B. Unternehmen, deren
Geschäftsmodell vornehmlich darin besteht, Pa-
tente zu halten (nicht etwa zu nutzen!) und
andere Unternehmen zu verklagen, wenn diese
die betreffenden Technologien anwenden (sog.
„Patent-Trolle“).29 In den USA verbieten mittler-
weile Unternehmen ihren Ingenieuren die Lek-
türe von Patentschriften – aus Furcht, dass diese
sich in ihrer täglichen Arbeit daran erinnern
könnten.30 Wissentliche Patentrechtsverletzungen
werden nämlich erheblich härter geahndet als
unwissentliche. Um unwissentliche Patentrechts-
verletzungen auszuschließen, müssten Patent-
anwälte mit umfänglichen Recherchen beauf-
tragt werden. V.a. kleineren Unternehmen fehlen
hierzu jedoch die die finanziellen Möglichkeiten.
Wie sehr derartige Phänomene der Diffusion von
Wissen dienen, muss nicht erläutert werden.
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gen Unternehmen wie Pfizer, AstraZeneca, Sa-
nofi-Aventis etc. allesamt aus Konzentrations-
und Fusionswellen hervor. Der private Patent-
pool, der mittels solcher Fusionen geschaffen
wird, stellt den besten Beweis für die Ineffizienz
des Patentsystems dar. Weil eben die „Mauern
des Wissens“ von den Konzernlenkern als stö-
rend empfunden werden, reißt man sie über den
Aufkauf der betreffenden Unternehmen nieder.
Auf diese Weise entstand u.a. der „integrierte
Technologiekonzern“ des Edzard Reuter, der sich
unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten
(keine Konzentration auf Kernkompetenzen) nicht
als Weisheit letzter Schluss präsentierte und am
Ende auch scheiterte. Interessant ist hierbei
auch die Interaktion von Gegenständen aus Feld
(1): Der „virtuelle Großgrundbesitz“ kann nur
durch entsprechend große „Kriegskassen“, also
vorgehaltene Liquidität (Geld und geldnahe
Anlagen), gebildet werden. 

Das Patentrecht zeichnet sich dadurch aus, dass
monopolistische Verwertungspositionen nicht nur
(wie oben beschrieben) über die Institutionali-
sierung eines Behinderungswettbewerbs begün-
stigt, sondern ausdrücklich eingeräumt werden.
Die Rechtfertigung hierfür lautet, dass der vor-
gelagerte Erfindungsprozess stimuliert werden
soll. Die Kosten der monopolistischen Verwer-
tung werden in oftmals diffuser Weise auf die
Gemeinschaft geschoben, z.B. in Form höherer
Medikamentenpreise, die durch den Patentschutz
ausgelöst werden. Um eine Vorstellung von der
Dimension der Monopolgewinne zu geben: Ca.
30 % des Arznei-Marktvolumens bestehen aus
Generika (Nachahmerpräparaten).32 Diese errei-
chen eine Gewinnmarge von ca. sieben bis zehn
Prozent. Für die patentgeschützten Produkte ist
die Gewinnmarge hingegen ca. dreimal so hoch.33

Aus volkswirtschaftlicher Sicht stellt es immer
eine Verschwendung dar, wenn (durch ein gesetz-
liches Monopolrecht ermöglicht) hohe Preise für
Produkte genommen werden, deren Grenzkosten
verhältnismäßig niedrig sind.

Die Monopolisierungsbestrebungen finden im
Übrigen nicht nur „horizontal“, sondern auch
„vertikal“ statt – man strebt danach, möglichst
die gesamte Wertschöpfungskette mit Patenten
zu belegen und damit zu monopolisieren. 

Wie wichtig die Motive „Blockade“ und „mono-
polistische Verwertung“ sind, macht eine Um-
frage des IW-Zukunftspanels (2006)34 deutlich:

12,9

18,1

35,2

40,1

72,6

87,1

81,9

64,8

59,9

27,4

Exklusive kommerzielle
Nutzung (= „monopo-
listische Verwertung“)

Strategische Blockade
von Konkurrenten

Sonstige Motive:

Bindung von Wissen

Signalwirkung für
Externe

Einnahmeerzielung 
durch Lizenzvergabe

4.4 Ineffizienzen in der vorge-
lagerten Erfindungsphase

Die obigen Argumente bezogen sich weitge-
hend auf die Verwertung der Patente. Entgegen
den Verlautbarungen der Patentrechtsbefürwor-
ter wird jedoch auch die der Verwertungsphase
vorgelagerte Erfindungsphase keinesfalls stimu-
liert, sondern im Gegenteil behindert. Im Wett-
lauf um ein Patent forschen verschiedene Ein-
richtungen, Labore etc. ohne Austausch am sel-
ben Gegenstand vor sich hin, anstatt ihre Kräfte
arbeitsteilig zu bündeln und sich gegenseitig zu
befruchten. Dabei findet wissenschaftlicher Aus-
tausch oder eine Netzwerkbildung im Wissen-
schaftsbetrieb nicht statt, weil die Wissen-
schaftler Angst haben, der „Konkurrenz“ eventu-
ell den entscheidenden Vorsprung beim Rennen
zum Patentamt in die Hand zu geben. Die diver-
sen „Synapsen des gesellschaftlichen Gehirns“
werden also blockiert; genauso, wie blockierte
Synapsen die Leistungsfähigkeit des individuel-
len Gehirns beeinträchtigen, gilt dies für die
Gesamtgesellschaft.

In v.H. (eher) 
wichtig

(eher) 
unwichtig

Tabelle 5:  Patentanmeldungen –
unternehmerische Motive
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stem aber gerade nicht gedient – er benötigte
vielmehr eine Vorfinanzierung seiner Forschungs-
arbeiten. 

Die nachfolgende Tabelle 6 stellt noch einmal
die Parallelen zwischen Eigentumsrechten an
Grund und Boden und geistigen Eigentumsrech-
ten (hier: Patenten) heraus:

Für die Forschungsphase etabliert das Patent-
wesen zudem eine unsichere Nachfinanzierung im
Falle des Erfolgs – im Falle des Misserfolgs lastet
das gesamte Risiko auf dem Forschenden. Der Fi-
nanzierungsmechanismus greift – eventuell (!) –
erst dann, wenn die Forschung schon lange ab-
geschlossen ist. Einem finanzschwachen mittel-
ständischen Erfinder ist mit einem solchen Sy-

Es sollte zu denken geben, wenn selbst Lan-
des und Posner als wichtige Protagonisten des ein-
gangs genannten IPR-Paradigmas zu dem Schluss
kommen, dass die Anreizwirkung von geistigen
Eigentumsrechten auf Basis des gegenwärtigen
Wissens nicht überzeugend zu verteidigen ist.35

5   Effektivität

Während es bei der Untersuchung der Effizienz
darum ging, ob wir „die Dinge richtig tun“,
dreht es bei der Diskussion um die Effektivität
darum, ob wir „die richtigen Dinge tun“. 

5.1 Rent seeking – Einräumung von 
Privilegien

Bei der exklusiven Verwertung – mit der Folge
des Ausschlusses anderer Wirtschaftsteilnehmer
von Grund und Boden wie auch bezüglich des

Zugangs zu Wissen – handelt es sich zunächst
um die Nutzung zuvor eingeräumter Privilegien.
Mit den durch Rechtssetzung künstlich verknapp-
ten Ressourcen können ökonomische Renten er-
zielt werden. 

Bei Grund und Boden wird die Höhe dieser
Renten durch die Angebotsplanung bestimmt.
Daher versuchen die Grundstückseigentümer auch
permanent, auf die Planungsinstanzen entspre-
chend Einfluss zu nehmen (keine Planungsneu-
tralität, Hinwirken auf die „fünfte Fruchtfolge“).
Ökonomen sprechen in diesem Zusammenhang
von „rent seeking“. 

Ähnlich verhält es sich im Bereich des Patent-
rechts, wenn es um die Frage geht, was alles der
Patentierung zugeführt werden kann und soll.
Einflussnahmen auf Patentämter, Gesetzgebung
etc. von Seiten der Patentlobby findet aktuell
vor allem im Bereich der EDV- und Biopatente
statt. Besonders bei der Patentierung biogeneti-

a. Blockaden

Individuelle 
Ausprägung

Gemeinsamkeit:

b. Monopolistische 
Verwertung

Gemeinsamkeit:

Beispiele für
Ineffizienzen:

Grund und Boden

„Bodensperre“, Bodenhortung,
Bodenspekulation, etc. 

Externalisierung von sicherhei#

Bodenrente als unangreifbare
Differentialrente

Wettbewerbsmechanismus ret!#

Zunehmende Flächenneuinan-
spruchnahme, Leerstände, geringe
Mobilität des Grundstücksmarktes,
Spekulation, hohes Preisniveau
etc. etc.

Patente

Offensive und defensive Blocka-
den, strategische Patentportfolios

Zeitlich beschränktes Monopol

Substitutionserfindungen, 
paralleles Forschen, unsichere
Nachfinanzierung statt
Vorfinanzierung, Risiko von
Patentrechtsverletzungen

Tabelle 6:  Wohlfahrtsverluste durch Realoptionen in Feld (1)

Wettbewerbsmechanismus greift nicht!

Externalisierung von Unsicherheiten auf das System!
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des Patentinhabers nicht auf den Stoff als sol-
chen beziehen darf.43

Die WTO-Mitglieder können wegen Art. 27 Abs.
1 des TRIPs-Abkommens keinen Technologiebe-
reich aus dem IPR-Regime ausschließen. Aus-
drücklich wird die Patentierbarkeit von geneti-
schem Material und Mikroorganismen zugelassen
(Art. 27 Abs. 3b des TRIPs-Abkommens). M.a.W.
sind nicht nur alle möglichen Verfahren, sondern
auch Stoffe patentierbar. Insbesondere der Satz:
„ … was die Natur schafft, kann nicht erfunden
werden“ 44 gilt mit Blick auf die Biotechnologie
nicht mehr.

In „TRIPs-plus“-Abkommen wird – über das
TRIPs-Abkommen hinausgehend – die Patentier-
barkeit von Pflanzensorten, biotechnologischen
Erfindungen etc. mittlerweile sogar ausdrücklich
eingefordert. Auch die EU-Biopatentrichtlinie45

verlangt den Stoffschutz für DNA-Abschnitte (Ge-
ne). Die DNA ist jedoch weit mehr als lediglich
ein chemischer Stoff: Sie enthält Informationen
über die Bildung von Proteinen, die allenfalls teil-
weise bekannt sind. Ein Patentanmelder kann
schwerlich voraussehen, welche biologischen Funk-
tionen eine DNA-Sequenz außer der von ihm er-
forschten sonst noch hat. Allerdings verlangen
die EU-Biopatentrichtlinie sowie das US-Patent-
recht vom Anmelder nicht, alle Funktionen eines
DNA-Abschnitts zu kennen. Vielmehr muss in der
Anmeldung nur eine der möglichen Funktionen
abgedeckt werden (!). Das Patent soll trotzdem
alle, auch die noch unerforschten Anwendungen
(!) abdecken.46 Eine „Firma, die ein Patent auf ein
Gen im Zusammenhang mit einem diagnostischen
Verfahren erhält, (hat) auch die Rechte an dem
Gen, wenn damit eine in der Regel sehr viel auf-
wendigere Therapie oder ein Arzneimittel ent-
wickelt wird – ein wissenschaftlich wie wirtschaft-
lich völlig unsinniges Monopolrecht, das Forschung
und Entwicklung sehr viel eher hemmt, als es sie 
fördern könnte.“ 47 Dem Anmelder wird also ein
Claim hinsichtlich der unerforschten Bereiche zu-
gestanden, ohne dass irgendeine erfinderische
Leistung dahinter steht.48 Ist die neuartige Form
der Landnahme erst einmal vollzogen, kann der
marktwirtschaftliche Wettbewerbsprozess von
den Inhabern durch Blockaden oder monopolis-
tische Verwertung beeinträchtigt werden. 

scher Ressourcen verschwindet der Unterschied
zwischen Entdeckung (Feld (5)) und Erfindung
(Feld (6)). Soweit Entdeckungen patentiert wer-
den, kommt die IPR-Idee in einen Rechtferti-
gungsnotstand, zumal es dann ganz offensicht-
lich nicht mehr um die Stimulierung des Erfin-
dungsprozesses, sondern um das „Abstecken von
Claims“ geht. 

Dieses „Abstecken von Claims“ begann in den
USA, wo das Patentrecht und das Copyright (Ur-
heberrecht) u.a. auf neue Schutzgegenstände
wie Software, Geschäftsmethoden (!), Lebensfor-
men (!) und Gen-Sequenzen ausgedehnt wurden,
wobei bei letzteren deren Funktion noch nicht
einmal angegeben werden muss.36 Das US-ameri-
kanische Patentrecht diente als Blaupause für das
1994 im Rahmen der Welthandelsorganisation
(GATT/WTO) geschlossene TRIPs-Abkommen („Agree-
ment on Trade-Related Aspects of Intellectual
Property Rights“). Dieses Abkommen wurde durch
eine Koalition der 13 wichtigsten – international
agierenden – US-Konzerne mit homogener Inte-
ressenlage 1986 vorbereitet, bevor es als GATT-
bzw. WTO-Abkommen von den Regierungen will-
fährig umgesetzt wurde.37 Wohl nicht zufällig
sagt Art.27 des TRIPs-Abkommens nichts über die
Erfindungshöhe aus.38 Diese niedrigen Anforde-
rungen an die „Erfindungshöhe“ werden nunmehr
globalisiert, was z.B. zu Lasten der insoweit
höheren Standards im Europäischen Patentüber-
einkommen geht.39 Die EU-Kommission und das
US-Patentamt haben mittlerweile einen Fahrplan
vorbereitet, um die „globale Patentharmonisie-
rung“ voranzutreiben.40

Wie verschwommen die Grenze zwischen Er-
findung und Entdeckung41 mittlerweile verläuft,
zeigt das Beispiel des Sequenzierens: Oftmals
kann die geforderte Erfindungshöhe durch diese
Technologie erreicht werden, die ein Gen erken-
nen und „lesen“ kann. Hierbei handelt es sich
aber um einen weitgehend automatisierten Vor-
gang. Es erscheint kurios (Roboter als „Erfin-
der“?), dass solche automatisierten Verfahren 
die Grundlage von „Erfindungen“ darstellen sol-
len.42

Ein weiterer Schritt in diese Richtung ist die
sukzessive Aufweichung des sog. „Stoffschutz-
verbots“, nach dem sich das Ausschlussrecht 
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möglichkeiten den Behinderungswettbewerb be-
günstigen – ohne dass sie unmittelbar eine Mono-
polstellung einräumen würden.

Wenn sich monopolistische Verwertungsstruk-
turen in Gestalt von Großgrundbesitz noch in
agrarischen Regionen der Dritten Welt finden
(wo, wie z.B. in Lateinamerika, das Land extrem
ungleich verteilt ist), ist dies zu einem beacht-
lichen Teil historisch bedingt (in Lateinamerika
noch Überbleibsel aus der Einräumung von Privi-
legien aus der Zeit der Conquista). Interessant
ist in diesem Zusammenhang wieder das Inein-
andergreifen der Probleme aus Feld (1): So wer-
den auf derartigen Flächen zunehmend Pflanzen
angebaut, die gentechnisch verändert sind – sei
es als Futtermittel oder Biomasse zur Energie-
gewinnung. 

Mit Patenten wird den Inhabern der Rechte
von vornherein und unmittelbar die Möglichkeit
der monopolistischen Verwertung eingeräumt –
insoweit stellen sie ein noch weitergehendes
Recht als andere Gegenstände in Feld (1) dar.
Auf dieser Basis können Machtpositionen aufge-
baut werden. Mittels dieser Machtpositionen wird
eine Vereinheitlichung durchgesetzt, die schon
fast totalitäre Züge aufweist. So wird mit TRIPs
ein Wissensgenerierungssystem (das dem ameri-
kanischen Vorbild entlehnt ist) verbindlich über
die gesamte Welt hinweg gespannt. Alternative
Wissensgenerierungssysteme (beispielsweise von
indigenen Gemeinschaften) werden nicht mehr
akzeptiert. Vor diesem Hintergrund ermöglicht es
die Marktmacht den Patentinhabern, den Markt-
teilnehmern bestimmte Betriebssysteme, Sorten
und Arten etc. aufzuzwingen. Dies müssen nicht
immer die leistungsfähigsten Technologien sein,
wie die meisten EDV-Fachleute anhand des Bei-
spiels Microsoft erläutern könnten.50 

Von dieser Tendenz zur Vereinheitlichung ge-
hen jedoch auch Gefahren für außerökonomische
Systeme aus. Wiederum liefert die Gentechno-
logie gute Beispiele hierfür. Die gentechnische
Veränderung von Organismen verursacht unbe-
streitbar hohe Entwicklungskosten. Gentechnolo-
gie rechnet sich daher nur, wenn die Forschungs-
und Entwicklungskosten über weltweiten Vertrieb
auf in großen Stückzahlen hergestellte, einheit-
liche Produkte verteilt werden können (steigen-

5.2 Blockaden

Jeder Kenner der Bodenfrage weiß um die
Problematik der mangelnden Compliance hin-
sichtlich der Pläne. Letztlich geht es dabei um
Grundstückshortung oder Grundstücksblockaden.
Eigentümer können ungestraft ihre Grundstücke
ungenutzt oder unterausgenutzt liegen lassen.
Die Folge ist u.a. ein umso höherer Druck auf 
die Entwicklung der Außenbereiche und des Sie-
delns in die Fläche hinein. Die Flächenneuinan-
spruchnahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen
betrug in den letzten Jahren je nach konjunk-
tureller Situation zwischen 90 und 140 ha pro
Tag – was pro Jahr in etwa 2/3 der Fläche des
Bodensees entspricht. Die Flächenneuinanspruch-
nahme ist dabei von der demographischen Ent-
wicklung weitgehend abgekoppelt. Mit der Flä-
chenneuinanspruchnahme geht die Notwendig-
keit zum Aufbau einer entsprechenden techni-
schen und sozialen Infrastruktur einher, die im-
mer weniger ausgelastet ist (z.B. Schulen in
Dörfern) und deren Fixkosten sich in Deutsch-
land auf immer weniger Schultern verteilen
(„Leerkostenfalle“). Die Aufzählung der Probleme
könnte noch beliebig fortgesetzt werden. Die
Fehlentwicklungen strahlen auch auf nachgela-
gerte Märkte aus. Probleme bei der Verfügbarkeit
von Gewerbe- und Wohnflächen, hohe Wohnungs-
mieten, Instandhaltungsstaus, eine geringe Ei-
gentumsquote sind Stichwörter. Die Probleme in
anderen westlichen Staaten sind ähnlich gela-
gert – alles in allem handelt es sich um kein Er-
folgsmodell.

Auch hinsichtlich der IPR wird der Zweck ver-
eitelt, wenn z.B. beachtliche Teile der Erfin-
dungen in den Schubladen als „strategische Pa-
tentportfolios“ landen und dadurch der Zugang
zu neuem Wissen blockiert wird. Joan Robinsons
Kritik am „Paradoxon der Patente“, wonach die
Verbeitung des Fortschritts erhöht werden soll,
indem die Verbreitung des Fortschritts gehemmt
wird, hat immer noch Aktualität.49

5.3 Monopolistische Verwertung

Oben wurde beschrieben, dass die den Wirt-
schaftsgütern aus Feld (1) eigenen Blockade-
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Mitte des 19. Jahrhunderts um rund 75 % redu-
ziert hat (Verlust an Biodiversität).56 Generell
dürften durch den kommerziellen Anbau weltweit
schon bis zu 90 % der Pflanzensorten zur Nah-
rungsmittelherstellung verloren gegangen sein.
Durch die Vernichtung der Pflanzensorten wer-
den auch Lebensräume für andere Organismen
vernichtet. Damit wird die Resilienz der Ökosy-
steme in einer Weise geschwächt, die bislang in
ihren Dimensionen noch nicht vollständig ab-
sehbar ist. 

5.4 Präferenzengerechte Versorgung?

Die Ausführungen gaben schon Hinweise dar-
auf, dass das IPR-Regime nicht mit der Aufgabe
einer Marktwirtschaft kompatibel ist, die Men-
schen präferenzengerecht mit Gütern und Dienst-
leistungen zu versorgen. Dies, also der präferen-
zengerechte Konsum, sollte aber das Ziel des
Wirtschaftens sein. Die Sphäre von Ersparnis und
Investition (Anlagesphäre) ist nach der her-
kömmlichen Lehrbuchmeinung hingegen nur das
„Mittel“ dazu. Wird jedoch die Anlagesphäre zum
Selbstzweck, wird also – mittels entsprechender
Renditen – Vermögen akkumuliert um des Akku-
mulierens willen und mutiert der Konsum nur noch
zum Mittel, um diesen vermeintlichen Zweck –
Renditeerzielung – zu erreichen, so pervertiert die
Wirtschaft. In den Worten von Aristoteles geht
es dann nicht mehr um „Ökonomie“, sondern um
„Chrematistik“. Hält man sich nun vor Augen,
dass mehr als 70 % der Konsumenten gentech-
nisch veränderte Bestandteile in ihren Nahrungs-
mitteln ablehnen57, wird deutlich, dass die Durch-
setzung dieser Technologien nur dazu dient,
über temporäre Monopolpositionen einen ent-
sprechenden „Shareholder Value“ zu kreieren. 

Eine mangelnde Präferenzenorientierung wird
ebenfalls deutlich, wenn man auf die Felder
schaut, in denen Forschung stimuliert wird. Im
Medikamentenbereich sind dies nicht zuletzt
„Lifestyle“-Medikamente, wohingegen kaum For-
schung an Medikamenten für Krankheiten betrie-
ben wird, die die größten Menschheitsbedro-
hungen darstellen (z.B. Schlafkrankheit, TBC).58

Der Grund ist einfach: Entsprechend der Logik
des Patentregimes findet die Forschung dort

de Skalenerträge) – dann aber lohnt sich das
Unterfangen umso mehr! 51 Bei einer (aus Kon-
sumentensicht und aus Sicht der Ökologie wün-
schenswerten) breiten und diversifizierten Pro-
duktpalette würden sich nur die Forschungs- und
Entwicklungskosten vervielfachen; hinzu kämen
zusätzliche Kosten der Markteinführung, die man
nicht mehr auf eine so große Stückzahl vertei-
len könnte. Zudem entstünde das Problem eines
„Wettbewerbs im eigenen Haus“ durch eigene
Produkte („Kannibalisierung“).52 Die einzelwirt-
schaftliche Effizienz als Maßgabe drängt somit
auf Vereinheitlichung. 

Die Vereinheitlichung aus einem erzwungenen
Mangel an Alternativen verstärkt jedoch die durch
die Patentprivilegien verursachten Vermachtungs-
prozesse. Dies äußert sich z.B. auf dem Gebiet
des Saatgutes u.a. durch aggressive Werbestra-
tegien, die teilweise auch wegen der geringen
Bildung und fehlender Aufklärung der Zielgruppe
der Bauern in Ländern der Dritten Welt leichten
Erfolg haben. Dabei übt auch die – durch die
Lobby beeinflusste – offizielle Seite einen immer
stärker werdenden Druck auf die Bauern aus. So
wurden in Zimbabwe und Indonesien den Bauern
bestimmte Sorten zum Anbau per Dekret vorge-
schrieben. In Brasilien, Chile und den Philippi-
nen wurde die Kreditvergabe mit dem Anbau be-
stimmter Sorten verknüpft. Auf diesem Wege
nimmt nicht nur die Entscheidungsfreiheit der
Konsumenten, sondern auch diejenige der Bauern
immer weiter ab.53 Der Verlust an Vielfalt wird
auch und gerade durch die schon erwähnten Kon-
zentrationstendenzen gefördert. Im Jahr 2000
beherrschten nur vier Konzerne den gesamten
Markt von gentechnisch veränderten Pflanzen.
40 % des gesamten Saatgutmarktes entfielen auf
nur 10 Firmen, von denen jede Patente über keim-
unfähige oder chemisch abhängige Pflanzen
besaß.54 Ähnlich der Markt für Schädlingsbe-
kämpfungsmittel: Hier werden 80 % des Marktes
von sieben transkontinentalen Unternehmen be-
herrscht, darunter wieder die genannten vier
Saatgutunternehmen.55

Diese Vermachtung und Vereinheitlichung ist
mit dafür verantwortlich, dass sich nach Schät-
zung der FAO (Food and Agriculture Organiza-
tion) die Anzahl an Kulturpflanzensorten seit
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Die Monopolisierung bedeutet zudem einen
Mangel an Alternativen für die Wirtschaftsteil-
nehmer – der Wettbewerb als ein Mechanismus
zur Begrenzung von Macht wird zunehmend aus-
geschaltet. Der Zugang zum „virtuellen Groß-
grundbesitz“ wird von den Monopolisten zuneh-
mend nur noch auf Zeit gewährt und streng limi-
tiert. Beispiel Saatgutbereich: Hier wurde der
„virtuelle Großgrundbesitz“ über die Kriegskas-
sen der großen Life science- und Agrokonzerne
geschaffen, die in den letzten 15–20 Jahren die
meisten unabhängigen Saatguthersteller aufge-
kauft haben. Dies sicherte ihnen zunächst eine
umfassende Kontrolle über das Keimplasma, auf
dem die gesamte landwirtschaftliche Produktion
beruht. Anschließend modifizierten die Unter-
nehmen das Saatgut, entnahmen einzelne gene-
tische Eigenschaften, kombinierten in den Samen-
zellen neue Gene und sicherten sich die Eigen-
tumsrechte hieran. Legen die Bauern gentech-
nisch verändertes Saatgut für das kommende Jahr
beiseite, müssen sie Gebühren an diejenige Ge-
sellschaft bezahlen, die das Patent besitzt. Zu-
nehmend sind die Life science-Konzerne in der
Lage, den gesamten Saatgutbestand der Erde
über diese Strategie zu kontrollieren.59

Die Zugangskontrolle zum Keimplasma findet
statt, indem das patentierte Saatgut den Bauern
nicht mehr verkauft, sondern „vermietet“ wird.
Die Bauern dürfen die betreffenden Früchte zwar
verkaufen, sie aber nicht mehr als Saatgut für die
nächste Saison verwenden.60 Sie müssen sich bei-
spielsweise verpflichten, Kontrolleuren Zutritt zu
ihren Feldern zu gewähren. Die betreffenden
Rechte müssen jedoch von den Saatgutkonzer-
nen erst einmal durchgesetzt werden. Die Kon-
trollkosten lassen sich aber durch Hybridzüch-
tungen vermeiden, die ihre Qualität sehr schnell
verändern und bei nochmaliger Aussaat wesent-
lich weniger Ertrag einbringen.61

Der absurde Höhepunkt dieser Strategie ist
die sog. „Terminator-Technologie“ („Gene Usage
Restriction Technologies“, GURT), bei der den
Pflanzen ein Gen eingebaut wird, das die Keim-
fähigkeit und damit die nochmalige Aussaat der
Ernte verhindert. Hierbei handelt es sich um 
einen physischen Patentschutz, sozusagen um
einen neu errichteten „Zaun um das eroberte

statt, wo die höchste „Zahlungsbereitschaft“
geäußert wird. Die „Zahlungsbereitschaft“ hängt
jedoch nicht nur von der Zahlungswilligkeit (den
Präferenzen), sondern auch der Zahlungsfähig-
keit (dem Budget) ab. Gerade aber die Zahlungs-
fähigkeit ist vor allem in Ländern der Dritten
Welt, bei denen die ernsthaftesten Gesundheits-
probleme bestehen, schwach ausgeprägt. Be-
trachtet man die Menschheit als Ganze, führt
also das IPR-Regime dazu, dass an der Bedarfs-
situation vorbei produziert wird.

6 Verteilung

Die beiden Merkmale „Blockade“ und „mono-
polistische Verwertungsmöglichkeit“ sind mit
Blick auf Grund und Boden bekannt. Zwar ist in
der kapitalistischen „Ordnung“ der Zugang theo-
retisch jedermann offen, der die Zahlungsbereit-
schaft hierfür aufbringen kann. Faktisch behin-
dern jedoch beispielsweise in Deutschland die
hohen Bodenpreise und die Unwilligkeit der
Bodeneigentümer zum Verkauf den Eigentumser-
werb. Oder: In Brasilien sind 4,8 Mio. Menschen
in der Landlosenbewegung organisiert – auch sie
haben mangels „Zahlungsbereitschaft“ und auf-
grund der Verkaufsunwilligkeit der Alteigentümer
keinen Zugang zum Grund und Boden. Für die
IPR zeigen sich – nicht zufällig – ähnliche Muster.

6.1 Blockaden, Verkaufsunwilligkeit 
und neue Kontrollstrategien

Oben wurde schon erläutert, dass sich die
Strategien im Bereich der Patente – über die
Anhäufung von finanziellen Mitteln in „Kriegs-
kassen“ – auf die Bildung von Pools, also von
„virtuellem Großgrundbesitz“ richten. Nur so
kann mehr Effizienz (Niederreissen der „Mauern
des Wissens“) erzeugt, aber auch Macht gebildet
werden. Ähnlich sind strategische Patentport-
folios umso wertvoller, je umfassender sie den
Tätigkeitsbereich der betreffenden Unternehmen
abdecken. Die vom Leitbild einer Wettbewerbs-
ordnung her wünschenswerten Verkäufe von IPR
(„Wanderung zum besten Wirt“) stehen den
Akkumulationsstrategien bezüglich der Eigen-
tumsrechte aber entgegen. 
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Neuland“. Diese physische Kontrolltechnologie
ist die logische technische Ergänzung, um die
virtuellen Zugangsbeschränkungen des Patent-
rechts abzusichern und zu komplettieren. So ba-
siert bei näherem Hinsehen GURT auf denselben
Mechanismen, die z.B. auch in der Software- und
Unterhaltungsindustrie unter dem Stichwort „Di-
gital Rights Management“ (DRM) um sich grei-
fen.62

Mit GURT und DRM als Kontrolltechnologien
kann die Entgeltlichkeit des Zugangs zu dem
durch die IPR abgesteckten Terrain abgesichert
werden. So wird beispielsweise der Trend bei den
Digital Rights dahin gehen, dass in geraumer
Zeit nur noch die Verfügbarkeit bestimmter Soft-
wareprogramme, nicht aber der käufliche Erwerb
möglich sein wird. Selbstverständlich ist die Ab-
lösung des Eigentums durch die Verfügbarkeit
auch mit einem Kundennutzen (i.d.R. mehr Flexi-
bilität, manchmal weniger Liquiditätsbelastung
durch die Anschaffung) verbunden. Problematisch
ist angesichts der Monopolisierungstendenzen
allerdings, dass dem Konsumenten zunehmend
die Wahl zwischen Eigentum und „Lease“ genom-
men und die Konditionen für den befristeten Zu-
gang zunehmend von den Monopolisten diktiert
werden. Dies schafft neue Abhängigkeiten.63 Im
Saatgutbereich geht es dabei vor allem um die
Kontrolle der strategisch wichtigen Pflanzen Mais,
Reis, Weizen und Soja, die die Pfeiler für die Er-
nährung der Menschheit darstellen.64 Die Blau-
pause für diese Monopolisierungs- und Kontroll-
strategie der Eigentumsrechte findet sich schon
in der biblischen Josephsgeschichte 65: Joseph
(als Symbolfigur des Handlangers der Macht)
errichtete für den Pharao (auf der Basis asymme-
trischer Information, nämlich seiner „Träume“)
ein Getreidemonopol, an dem er dem darbenden
Volk sukzessive nur beschränkten Zugang ge-
währte. Im Tausch gegen den überlebensnotwen-
digen Zugang zum Getreide verlor das Volk zu-
erst sein Geld, danach das Vieh, das Land und
am Ende die Freiheit – bis Moses (als Symbol-
figur des Befreiers) das Volk Israel aus der ägyp-
tischen Gefangenschaft in die Freiheit führte. 

Der „virtuelle Großgrundbesitz“ bewirkt häu-
fig, dass die originären Nutzer und Erfinder vom
Zugang ausgeschlossen oder aber diesen nur

gegen die Zahlung entsprechend hoher Monopol-
renten erlangen können. So befinden sich bei-
spielsweise die allermeisten biogenetischen Res-
sourcen auf der südlichen Erdhalbkugel (nur
sechs Staaten beherbergen ca. 50 % der welt-
weiten Biodiversität). Vor allem „dank“ TRIPs ist
jedoch mittlerweile der Löwenanteil an den Eigen-
tumsrechten hieran der nördlichen Hemisphäre
zuzurechnen.66 Die Staaten mit dem größten An-
teil an biologischer Vielfalt gehören zu den ärm-
sten, die biodiversitätsarmen Staaten hingegen
zu den reichsten der Welt.67 Die neue Landnahme,
die Aneignung des grünen Goldes im Rahmen
von TRIPs eröffnet gleichsam eine neue Dimen-
sion in der Nord-Süd-Problematik. Mit der aus-
drücklichen Zulassung der Patentierung geneti-
schen Materials und von Mikroorganismen setzt
sich TRIPs in Gegensatz zum Biodiversitätsab-
kommen, wonach die Nutzung genetischer Res-
sourcen nur mit Zustimmung des Staates oder
der einheimischen Bevölkerung unter Aushande-
lung eines Vorteilsausgleichs möglich ist. Statt-
dessen generiert TRIPs (-plus) über Lizenzzah-
lungen einen Erlösstrom, der von den Entwick-
lungs- und Schwellenländern in die Industrie-
staaten gerichtet ist. So verwundert es nicht,
dass das TRIPs-Abkommen auch für die Globali-
sierungsgegner ein prominentes Ziel ist.

Generell sind die Entwicklungsdiskrepanzen
zwischen Süd und Nord nicht zuletzt auf Unter-
schiede im Zugang zu verfügbarem Wissen zu-
rückzuführen. Joseph Stiglitz: „What separates
developed from less developed countries, is not
just a gap in recources but a gap in knowledge
…“68 Das TRIPs-Regime (über das private Mono-
polrenten generiert werden) aufrecht zu erhalten
und gleichzeitig Almosen in Gestalt von Ent-
wicklungshilfe (aus öffentlichen Mitteln) in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern zu transferieren,
mutet heuchlerisch an.

6.2 Diskriminierung über den Preis

Ein weiteres Problem ist die Zugangsdiskrimi-
nierung zu lebensnotwendigen Produkten mittels
eines aufgrund der zugestandenen Monopolstel-
lung überhöhten Preises. So wird der Zugang zu
medizinischen Behandlungen gerade Menschen
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sind auch nach TRIPs Zwangslizenzen möglich.
Diesen Weg beschritt Thailand im Jahr 2006 in
Bezug auf zwei HIV/Aids-Medikamente und ein
Herz-Kreislauf-Medikament. Umgehend wurde
allerdings massiver politischer Druck auf Thai-
land ausgeübt, nicht zuletzt von Seiten der EU.71 

7 Ein Fazit

Die obigen Ausführungen haben (hoffentlich)
deutlich gemacht, dass die geistigen Eigentums-
rechte (insbesondere das Patentrecht), genauso
wenig zu legitimieren sind wie Eigentumsrechte
an Grund und Boden (s. Tabelle 7).

um Gruppen, die wesentlich allgemeinere In-
teressen repräsentieren als die die Patente hal-
tenden Unternehmen. Aus diesem Grunde sind
die Interessen der Stakeholder auch wesentlich
schwieriger zu organisieren als die Interessen
der Patentlobby. 

Eine Ausnahme mag die Internet-Community
darstellen, die sich in Deutschland jüngst zur
„Piraten-Partei“ organisiert hat. Mit der Orga-
nisationsfähigkeit dieser Gruppen geht also
nicht nur ökonomische, sondern auch politische
Macht einher. Die Beschränkung von Macht war
aber nicht nur ein zentrales Anliegen von Silvio
Gesell, sondern auch der Ordoliberalen – dem-

Somit stellt sich die Frage, warum die IPR
einen derartigen Siegeszug antreten konnten.
Die Antwort ist m.E. im politischen Bereich zu
finden: Die (Monopol-) Gewinne und sonstigen
Vorteile (strategische Blockademöglichkeiten)
der Patente fallen relativ konzentriert bei einer
bestimmten Gruppe von finanzstarken Unterneh-
men an, wogegen die Kosten (erschwerte For-
schung, höhere Medikamentenpreise etc.) sehr
diffus der Allgemeinheit aufgebürdet werden.
Wirft man einen genaueren Blick auf diese All-
gemeinheit, so handelt es sich bei diesen Stake-
holdern an den geistigen Eigentumsrechten 
(Konsumenten, Wissenschaft, sonstige Nutzer)

in Ländern der Dritten Welt oftmals verwehrt, da
diese nicht die erforderliche „Zahlungsbereit-
schaft“ artikulieren können. Beispielsweise ist
das Problem bei der Behandlung von HIV/Aids
weniger die mangelnde Forschung, als vielmehr
der schwierige Zugang zu den Medikamenten.
Von ca. 10 Millionen HIV-Infizierten in Entwick-
lungsländern, die eine antiretrovirale Therapie
bräuchten, erhalten sie derzeit ungefähr drei
Millionen.69 Dass überhaupt so viele Menschen
derzeit Behandlung erhalten, ist auf die Pro-
duktion von Generika zurückzuführen. So können
z.B. aus Indien noch solche Medikamente billig
erworben werden, die noch vor Gründung der WTO
erfunden wurden.70 In bestimmten Situationen

ist weder …

… effizient

… effektiv

… sozial

und daher …

Allmende an Grund und Boden

boden- und flächenhaushalts-
politische Probleme

keine Planungsneutralität, keine
Compliance

Umverteilung durch Bodenrenten,
Zugangshemmnis Bodenpreise,
Bodenblockaden (Bodensperren),
Großgrundbesitz

sog. „Wissensallmende“

Blockaden und Wohlfahrtsverluste
(Monopole)

Patente als Innovationshemmnis,
Vereinheitlichung und totalitäre Züge

Zugangsdiskriminierung über hohe
Monopolpreise und Blockaden,
Vermachtung

Tabelle 7:  Die Defizite - Zusammenfassung

nicht überzeugend zu legitimieren!

Die „Einfriedung“ der
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entsprechend lehnten sie auch Patente ab.72

Macht ist sozusagen die „kleine Schwester“ der
Gewalt. Obwohl der kulturelle und zivilisatori-
sche Fortschritt dahin geführt hat, Gewalt aus
Wirtschaft und Gesellschaft zu verbannen und
das Gewaltmonopol an den Staat zu geben, wird
Macht von weiten Teilen der Gesellschaft als le-
gitim angesehen. Gerade das macht sie aber ge-
fährlich. Nach Walter Eucken sollten einerseits

Wirtschaft und Gesellschaft von Macht und an-
dererseits der Staat von privaten Interessen frei
gehalten werden. Nur dann ist das Recht in der
Lage, eine freiheitliche Ordnung zu garantieren.73

Die Gefangennahme des Staates durch private
Interessen (z.B. in Gestalt von durch die Indus-
trie bezahlten „Leihbeamten“, die an Gesetzen
mitwirken, „weißer Korruption“) trägt dazu bei,
den Staat zu schwächen. Der heutige Staat ist
durch Partikularinteressen systematisch infil-
triert (Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften etc.).
Schon der Begriff „Parteien“ weist darauf hin,
dass in der Gesetzgebung Partikularinteressen
ohne Rücksicht auf das Gemeinwohl wirken. Die
Gesetzgebung ist das Ergebnis eines Aufeinan-
derprallens dieser Partikularinteressen, wobei der
„Clinch“ der Kontrahenten oftmals nur im Wege
„fauler“, sachfremder Kompromisse aufgelöst wer-
den kann. Es bedarf daher politisch-institutio-
neller Arrangements, die nicht nur eine Unab-
hängigkeit der Gerichte 75, sondern auch der Ge-
setzgebung und der Regierung von Partikular-
interessen gewährleistet. Eine „virtuelle Bann-
meile“ 76 um Gesetzgebung und Regierung sollte
errichtet werden. Entsprechende Überlegungen
wurden – in Weiterführung von Überlegungen zu

Voraussetzungen für eine freiheitliche Ordnung 74

Beispiele

Exklusivität: 
Privateigentum

(1) „Gegenständliche 
Privilegien“: abschaffen!

In öffentliches Eigentum:
„Natürliche Monopole“: 

(2) „Normale Investitions-
güter“: z.B. Maschinen

Gemeineigentum: Keine
Ausschließbarkeit, aber
Nutzungsregeln und
Zugangsbeschränkungen

(5) sog. „Allmendegüter“: 
z.b. Atmosphäre, Fischbestände

Open access (res 
nullius)

Tabelle 8:  Institutioneller Rahmen für eine Wettbewerbsordnung

(6) „Öffentliche Güter“:
Wissen, Sicherheit

(3) Common property (4) Common pool

Begrenzt / schwer ersetz-
bar – Verbrauch

Vermehrbar / leicht er-
setzbar – kein Verbrauch
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